
	
Liebe	Leserinnen	und	Leser,
	
Jahresrückblick	2023
	
den	Jahresbeginn	möchte	ich	nutzen,	um	auf	meine	Arbeit	im
Bundestag	im	letzten	Jahr	zurückzublicken.	In	vielen	Städten	der
Ukraine	begann	das	Jahr	wieder	einmal	mit	russischem	Raketenterror.
Es	ist	nicht	auszudenken,	was	passiert,	wenn	Putin	den	Krieg	nicht
„verliert“.	Deshalb	hat	für	mich	eine	stärkere	Unterstützung	der
Ukraine	sowohl	militärisch,	mit	Hilfsgütern,	Aufbauhilfen	und	auch	die
Unterstützung	der	Geflüchteten	oberste	Priorität.	Mir	ist	bewusst,	dass
Deutschland	schon	jetzt	zu	einer	der	größten	militärischen
Unterstützer	der	Ukraine	zählt,	insbesondere	im	Bereich	der
Luftabwehr.	Aber	leider	reicht	das	nicht!	Mir	war	es	wichtig,	hiermit
meinen	Rückblick	zu	beginnen,	weil	es	die	Maßstäbe	ins	richtige
Verhältnis	setzt.
	

Haushalt	2024	–	Agrardieseldebatte	und	Co.
	
Der	Haushalt	2024	beschäftigt	uns	nach	dem	Urteil	des	BVG	weiter
intensiv.	Die	abschließende	Haushaltswoche	und	Beschlussfassung	im
Bundestag	findet	geplant	erst	in	der	Woche	vom	29.01.	bis
02.02.2024	(5.	KW)	statt.	Klar	ist,	alle	Sektoren	müssen	zu	den
Gesamteinsparungen	ihren	Beitrag	leisten	-	auch	die	Landwirtschaft.
Aber	ich	habe	mich	von	Anfang	an	gegen	die	geplante	sehr	hohe	und
plötzliche	Mittelkürzung	von	ca.	1	Mrd.	€	durch	die	Abschaffung	der
Agrardieselbeihilfe	und	der	Kfz-Steuerbefreiung	gestellt.	Es	kann	nicht
sein,	dass	eine	so	kleine	Berufsgruppe	jetzt	mal	eben	den	Haushalt
retten	sollte,	aber	die	Reichen	in	diesem	Land	nicht	stärker	zur	Kasse
gebeten	werden.	Studien	zeigen,	eine	sozial-ökologische	Reform	der
Dienstwagenbesteuerung	brächte	schnell	eine	Milliarde	Euro	ein.
Tierwohlabgabe,	Stickstoffabgabe,	Zuckerabgabe,
Versiegelungsabgabe…	es	gibt	viele	Lenkungsabgaben,	die	möglich
wären,	aber	mit	der	FDP	derzeit	leider	wohl	nicht	umsetzbar	sind.
	
Es	ist	gut,	dass	es	aber	jetzt	seit	letztem	Donnerstag	eine	deutliche
Reduzierung	der	Kürzungsvorschläge	gibt.	Vor	allem	dem
Bundeslandwirtschaftsminister	Cem	Özdemir	ist	es	zu	verdanken,	dass
nun	auf	die	Abschaffung	der	KfZ-Steuerbefreiung	für
landwirtschaftliche	Fahrzeuge	ganz	verzichtet	wird	und	die	Absenkung
der	Agrardieselförderung	nur	schrittweise	erfolgt.	Aber	auch	die
schrittweise	Absenkung	der	Beihilfe	ist	für	die	Landwirtschaft	eine
Herausforderung,	denn	die	Bäuerinnen	und	Bauern	können	aufgrund
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mangelnder	Alternativen	ja	nicht	mal	eben	auf	klimaneutrale	Antriebe
umsteigen.	Und	damit	die	Rücknahme	der	Beihilfe	nicht	zu	einer
unfairen	Wettbewerbsverzerrung	führt,	brauchen	wir
Transformationsmaßnahmen,	die	klimaneutrales	Treckerfahren	besser
ermöglichen.

Das	BMEL	prüft	auch	bereits	Lösungen,	z.B.	ob	wir	den	Einsatz	von
regional	erzeugtem	Biodiesel	und	Rapsöl	künftig	von	der	Steuer
befreien	können.	Auch	wird	geprüft,	wie	bestehende
Förderprogramme	für	die	Umrüstung	von	Traktoren	auf	Rapsöl
genutzt	werden	könnten.	Ich	persönlich	hätte	mir	in	der
Agrardieselbeihilfe	eine	Degression	oder	eine	Kappung	auf	10.000
Liter	oder	15.000	Liter	gewünscht.	So	hätten	wir	die
Skalierungsvorteile	der	großen	Betriebe	ausgleichen	können.	Das
wäre	für	die	kleineren	Familienbetriebe	fairer	gewesen.

Die	Schuldenbremse	muss	weiterentwickelt	werden
	
Vor	allem	müssen	wir	aber	die	Schuldenbremse	weiterentwickeln,	so
dass	wichtige	Zukunftsinvestitionen	weiter	möglich	sind.	Denn
fehlende	Investitionen	in	Bildung,	Klima-	und	Umweltschutz,	die
Transformation	der	Wirtschaft	und	die	Infrastruktur	sind
gleichermaßen	Schulden	für	die	nachfolgenden	Generationen.	In	der
Legislatur	auf	notwendige	Sanierungen	und	Investitionen	aus	reiner
Haushaltslogik	zu	verzichten,	ist	keine	verantwortliche	Politik.	Fast
kein	anderes	Land	hat	derart	strikte	Schuldenregeln	mit
Verfassungsrang.	Zudem	hat	Deutschland	die	mit	Abstand	niedrigste
Schuldenquote	unter	den	großen	Industrienationen.
	
Haushalt	2024	–	Good	News	aus	den	parlamentarischen
Haushaltsberatungen
	
Bis	zum	Urteil	des	Verfassungsgerichts	konnten	wir	in	den
parlamentarischen	Beratungen	im	Einzelplan	des	BMEL	noch
erhebliche	Verbesserungen	bewirken.	Besonders	freue	ich	mich	über
das	neue	„Chancenprogramm	Höfe“,	dass	wir	für	die	Unterstützung
landwirtschaftlicher	Betriebe,	die	von	der	Nutztierhaltung	auf	die
Produktion	und	Verarbeitung	klimafreundlicher	Proteine	wie
Hülsenfrüchte,	Pilze,	Algen,	Hafermilch	und	Co.	umstellen	wollen,
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aufgesetzt	haben.	Dafür	habe	ich	mich	persönlich	sehr	eingesetzt.
Denn	der	Fleischkonsum	sinkt	jedes	Jahr	deutlich	und	die
Nutztierhalter	brauchen	Perspektiven	für	ihre	Höfe.	Im	Jahr	2022
wurde	in	Deutschland	so	wenig	Fleisch	gegessen	wie	seit	30	Jahren
nicht	mehr.	Auch	der	Kuhmilch-Konsum	erreichte	ein	erneutes
Rekordtief.	Gleichzeitig	wuchs	der	Markt	für	pflanzliche	Lebensmittel
und	Alternativen	stark	an.	Doch	die	Rohstoffe	kommen	häufig	nicht
aus	Deutschland.	Dabei	ist	es	von	fundamentaler	Bedeutung	für	die
Ernährungssicherung	in	Deutschland,	dass	sich	nicht	nur	die
Ernährung	wandelt,	sondern	auch	die	pflanzlichen	Rohstoffe
hierherkommen.	Für	folgende	Punkte	habe	ich	mich	besonders
eingesetzt:	

+	57	Mio.	Euro	für	ein	neues	"Chancenprogramm	Höfe"	in	den
nächsten	Jahren

+	66	Mio.	Euro	für	die	ländlichen	Räume	in	der	GAK	und	einen
Maßgabebeschluss,	damit	die	Gelder	bei	den	Ländern	besser
abfließen,	denn	im	Jahr	2022	sind	fast	397	Mio.	Euro	nicht
abgeflossen.
	
+	8,5	Mio.	Euro	für	BULE+	(Bundesprogramm	Ländliche
Entwicklung	und	regionale	Wertschöpfung)	für	2026	und	2027	
	
+	4	Mio.	Euro	für	BÖL	(Bundesprogramm	ökologischer
Landbau)	insbesondere	zur	Unterstützung	der	solidarischen
Landwirtschaft	bei	der	Initialisierung/Zertifizierung
	
Maßgabebeschluss	für	ein	neues	Frauenmentoring-	und
Beratungsprogramm	bei	der	SVLFG	insbesondere	für	eine
aufsuchende	Beratung	im	Hinblick	auf	die	soziale	Absicherung
der	Frauen	in	der	Landwirtschaft.
	

Für	mehr	Fairness	in	der	Wertschöpfungskette	–	AgrarOLkG
und	§148	GMO
	
Ein	großes	Problem	ist	nach	wie	vor,	dass	die	Landwirte	und
Landwirtinnen	steigende	Betriebskosten	nicht	einfach	an	die	Käufer
entlang	der	Wertschöpfungskette	weitergeben	können.	Denn	der
Lebensmitteleinzelhandel	in	Deutschland	ist	ein	hoch	konzentrierter
Markt.	Die	vier	größten	Handelskonzerne	stehen	für	rund	85	Prozent
des	Marktes.	Viele	Hersteller	stehen	ihnen	gegenüber	in	einer
existentiellen	wirtschaftlichen	Abhängigkeit,	was	häufig	dazu	führt,
dass	Risiken	in	der	Kette	auf	die	unterste	Ebene	der	Erzeuger
abgewälzt	werden	(Kaskadeneffekte).	So	trägt	vor	allem	die
Marktmacht	der	Supermärkte	wesentlich	dazu	bei,	dass	das
Höfesterben	voranschreitet	und	die	Bäuerinnen	und	Bauern	nicht	in
nachhaltigere	Stall-	und	Ackerbausysteme	investieren	können.
	
Das	Agrarorganisationen-und-Lieferketten-Gesetz	(AgrarOLkG),	das
hier	Abhilfe	schaffen	sollte,	ist	am	9.	Juni	2021	in	Kraft	getreten.	Es
dient	der	Umsetzung	der	EU-weiten	einheitlichen
Mindestschutzstandards	für	Erzeuger	sowie	weiterverarbeitende
Unternehmen	und	kleinere	Händler	landwirtschaftlicher	Produkte	und
verbietet	die	schädlichsten	unlauteren	Handelspraktiken	(UTP-
Richtlinie).	Der	Evaluierungsbericht	der	Bundesregierung	zeigte,	dass
es	zwar	zu	Verbesserungen	kam,	aber	auch	zu	erheblichen
Ausweichbewegungen.	So	wurden	beispielsweise	zunehmend	„Pay-on-



Scan-Modelle“	und	die	„Regalpflege“	genutzt.	Dabei	bleibt	die	Ware
im	Eigentum	des	Lieferanten	bis	kurz	vor	dem	Verkauf	der	Ware	an
den	Endkunden.	Bei	der	Regalpflege	ist	der	Lieferant	zusätzlich	dazu
verpflichtet,	laufend	die	nicht	mehr	frische	Ware	auf	eigene	Kosten
durch	frische	Ware	auszutauschen.	Durch	dieses	Verfahren	ist	alleine
der	Lieferant	für	seinen	Warenbestand	im	Einzelhandel	verantwortlich.
Ein	Geschäftsmodell,	was	die	Risiken	komplett	auf	den	Lieferanten
verlagert	und	damit	meiner	Meinung	nach	klar	zu	den	unfairen
Handelspraktiken	zählen	muss.	
	
Eine	Befragung	durch	die	Bundesvereinigung	der	deutschen
Ernährungsindustrie	(BVE)	ergab	zudem,	dass	68	Prozent	der
Befragten	äußerten,	dass	sich	das	AgrarOLkG	in	seiner	jetzigen	Form
nicht	positiv	auf	die	geschäftlichen	Abläufe	mit	den	Handelspartnern
ausgewirkt	hätte.	Solange	wir	die	Gesetzeslage	nicht	weiter	in
Richtung	einer	fairen	Verhandlungsposition	bei	den	Lieferanten
verbessern,	werden	Bäuerinnen	und	Bauern	auf	Subventionen
angewiesen	sein,	um	zu	überleben.	Die	Diskussion	über	die
Agrardieselbeihilfe	zeigt	genau	dieses	Dilemma.
	
Wir	in	der	Ampel	wollen	die	landwirtschaftlichen	Betriebe	sowie	die
kleineren	und	mittleren	Hersteller	in	der	Wertschöpfungskette	stärken
und	arbeiten	dazu	gerade	an	einem	Entschließungsantrag.	Wir
wollen	die	Bundesregierung	auffordern,	das	AgrarOLkG	zu	einem
Wertschöpfungsstärkungsgesetz	weiterzuentwickeln	und	auch	die
Umsetzung	wie	auch	das	Beschwerdewesen	zu	verbessern.	Als
Berichterstatterin	werde	ich	mich	für	eine	Verschärfung	der	aktuellen
Gesetzeslage,	für	faire	Preise	und	eine	Kosten-	und
Margenbeobachtungsstelle	einsetzen.
	
Zusätzlich	bereitet	das	BMEL	die	Umsetzung	des	Artikel	148	GMO
vor,	der	für	den	Sektor	Milch	verpflichtende	Verträge	mit	festen
Angaben	ermöglicht.
	
In	einer	Sonderbeilage	der	taz	habe	ich	dargelegt,	wie	wir	Richtung
faire	Erzeugerpreise	für	die	hier	erzeugten	landwirtschaftlichen
Produkte	genauso	wie	für	Kaffee,	Bananen	etc.	kommen.

Regionale	Wertschöpfung	nimmt	an	Bedeutung	zu!
	
Die	ländlichen	Räume	durch	mehr	regionale	Wertschöpfung	zu
stärken,	war	eines	meiner	wichtigsten	Ziele	für	diese	Legislatur.	Vieles
haben	wir	dafür	wir	in	den	letzten	zwei	Jahren	auf	den	Weg	gebracht.
Es	gibt	mittlerweile	ein	neues	Referat	dafür	im	BMEL	und	immer	mehr
Förderprogramme	setzen	einen	Fokus	auf	die	regionale
Wertschöpfung	und	Wertschöpfungsketten	(GRW,	BULE+,
Modellregionenwettbewerb	Ernährungswende,	u.v.m.).	Auch	in	der
GAK	sind	nun	ab	2024	Zuschläge	möglich,	wenn	Erzeugung	und
Verarbeitung	in	regionalen	Wertschöpfungsketten	erfolgt.	Das	BMWK
plant	für	2024	den	Zukunft	Regionen	Wettbewerb	mit	dem	Fokus	der
regionalen	Wertschöpfung	auszuschreiben.	Zusätzlich	arbeiten	wir	an
einer	Transparenzverordnung	für	mehr	Transparenz	und	weniger
Missbrauch	in	der	Regionalwerbung.
	
Zudem	wird	das	17.	Zukunftsforum	Ländliche	Entwicklung	am	24.	und
25.	Januar	2024	nun	unter	dem	Generalthema	"Regionale
Wertschöpfung	in	ländlichen	Räumen"	stattfinden.	Unter	dem	Motto
"LAND.SCHÖPFT.WERT	–	Starke	ländliche	Regionen"	soll	diskutiert
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werden,	wie	regionale	Wertschöpfung	generiert	werden	kann	–	etwa
durch	die	Erzeugung	lokaler	Produkte	(wie	natürlich	Lebensmittel,
aber	bspw.	auch	Energie),	durch	das	Angebot	von	Dienstleistungen
vor	Ort,	die	Förderung	von	lokalem	Unternehmertum,	die
Zusammenarbeit	zwischen	lokalen	Unternehmen	und	Institutionen
oder	die	Schaffung	von	Arbeitsplätzen	in	der	Region.	Sie	ist	als
hybride	Veranstaltung	geplant	(s.u.).	Am	24.1.	bin	ich	auf	dem	Panel
der	Regionalbewegung	zu	sehen.
	

Mehr	Regionale	Wertschöpfung	durch	Erneuerbare	Energien	-
Solarpaket	I
	
Ich	setze	mich	weiter	beherzt	dafür	ein,	dass	insbesondere	beim
Ausbau	der	erneuerbaren	Energien	sowohl	für	die	Landwirtschaft,	für
die	Kommunen	und	alle	Menschen	in	den	ländlichen	Regionen	mehr
Wertschöpfung,	Teilhabe	und	finanzielle	Beteiligung	möglich	wird.	Die
Privilegierung	der	Agri-PV	auf	2,5	ha	je	landwirtschaftlichen	Betrieb
war	ein	wichtiger	Schritt.	Im	Rahmen	der	Verhandlungen	zum
Solarpaket	I	setze	ich	mich	weiter	für	eine	bessere	Unterstützung	der
Agri-PV	ein,	damit	wir	den	Flächenverbrauch	durch	den	Ausbau	von
Solar	möglichst	gering	halten.	Zudem	zeigen	Versuche	im	Obstbau
deutlich,	dass	darüber	hinaus	positive	Synergieeffekte	generiert
werden	können,	indem	weniger	Pflanzenschutzmittel	benötigt	wird,
die	Kulturen	vor	Hagel,	Starkregen,	Frost	und	Sonnenbrand	besser
geschützt	werden,	sowie	das	Wasser	gezielt	gesammelt	und	wieder
genutzt	werden	kann.
	
Gut	ist,	dass	im	EEG	zukünftig	festgeschrieben	werden	soll,	dass
mindestens	50	Prozent	des	PV-Zubaus	als	Dachanlagen	erfolgen
sollen.	Der	maximale	bundesweite	Netto-Zubau	von
Freiflächenanlagen	auf	landwirtschaftlich	genutzten	Flächen	wird
dabei	auf	80	Gigawatt	bis	2030	und	auf	177,5	GW	bis	2040	gedeckelt.
Gerade	für	diese	Festschreibung	hatte	ich	mich	stark	gemacht	und
auch	dafür,	dass	verstärkt	Anlagen	über	versiegelten	oder
vorbelasteten	Flächen	errichtet	werden,	wie	beispielsweise	auf
stillgelegten	Müllkippen	und	Abraumhalden.	Nur	so	können	wir	den
Druck	auf	die	landwirtschaftlichen	Flächen	und	damit	auch	auf	die
Kauf-	und	Pachtpreise	reduzieren.
	
	
Beteiligung	auf	Augenhöhe	–	Ein	zentraler	Schlüssel	für	die
Energiewende



Die	notwendigen	Veränderungen	zur	Eindämmung	der	Klimakrise	sind
gewaltig	und	sie	betreffen	vor	allem	die	ländlichen	Räume.	Hier
entscheidet	sich,	ob	wir	die	Herausforderungen	unserer	Zeit	meistern,
den	Zusammenhalt	stärken	und	für	alle	Menschen	gleichwertige
Lebensverhältnisse	sowie	klimaneutralen	Wohlstand	schaffen.
	
Mit	dem	Bau	von	Windrädern,	Solarparks	und	modernen
Biomethananlagen	gewinnen	wir	auf	dem	Land	die	Energien	der
Zukunft:	klimaneutraler	Strom,	Biomethan	sowie	Wasserstoff	machen
uns	unabhängig	von	Diktatoren	und	Despoten.	Hier	sollen	die
nachwachsenden	Rohstoffe	für	nachhaltige	Dämm-	und	Baustoffe	der
Zukunft	und	die	gesunden	klimafreundlichen	Lebensmittel	für	unsere
regionale	Ernährung,	für	Schulen,	Kitas	und	Co.	produziert	werden.
Hier	müssen	wir	die	Moore	wiedervernässen	und	die	Wälder
klimastabil	umbauen.	Und	um	das	kostbare	Gut	Wasser	in	den
Kreislauf	zurückzubringen	und	zu	speichern,	benötigen	wir	hier	die
Renaturierung	von	Auen,	Feuchtwiesen	und	Flusslandschaften.	Hier
gilt	es	mit	Vielfalt	in	der	Landschaft,	mit	Hecken,	Gehölzen,	Blüh-	und
Mähwiesen,	mit	Agroforst	und	kleinen	Ackerstrukturen	das
dramatische	Artensterben	zu	beenden.	Und	hier	wird	sich
entscheiden,	wie	sich	Deutschland	als	klimaneutraler
Wirtschaftsstandort	in	Zukunft	behaupten	wird.
	
Klar	ist,	dass	die	klimaneutrale	Zukunft	nur	gemeinsam	mit	den
Menschen	auf	dem	Land	gelingt	und	sie	angemessen	beteiligt	werden
müssen.	Wie	das	funktionieren	kann,	habe	ich	in	einem	Gastbeitrag	im
Tagesspiegel	ausgeführt.
	
Beispielhaft	zeigt	dies	Coesfeld:	2021	konnte	dank	einer	frühen
Bürgerbeteiligung	und	vielen	Informationsprozessen	organisiert	durch
die	Stadt	ohne	die	sonst	üblichen	Klagen,	Gerichtsverfahren	und
Konflikte	der	größte	Windpark	Nordrhein-Westfalens	eingeweiht
werden.	Und	der	Gewinn	bleibt	vor	Ort:	Die	Hälfte	der	Anteile	an	dem
Windpark	gehört	den	Menschen	in	Coesfeld.	Ein	Viertel	besitzen	die
Landwirt*innen,	auf	deren	Grundstücken	die	Windräder	stehen	und	ein
weiterer	Teil	die	örtlichen	Stadtwerke.	Eine	Bürgerstiftung	bekommt
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ebenfalls	Geld	aus	dem	Stromgeschäft.	Und	was	bei	der
Modernisierung	und	Regionalisierung	der	Energieproduktion	gelingt,
kann	genauso	auch	im	Bereich	der	Lebensmittelproduktion,	der
Ernährung,	der	Rohstoffproduktion	funktionieren	–	wenn	sie	in
regionalen	Wertschöpfungsketten	konzipiert	werden.	
	
Um	schnell	energieunabhängig	zu	werden	und	Strom	wieder	für	alle
bezahlbar	zu	machen,	müssen	wir	auch	das	Tempo	erhöhen.	Wie	das
gelingen	kann,	haben	wir	in	einem	Fachgespräch	ausgelotet.
	
Doch	neben	den	Anstrengungen	in	den	technologischen,
klimaneutralen	Umbau	von	Wirtschaft	und	Gesellschaft	bis	2045
brauchen	wir	mehr	begleitende	Prozesse	für	das	„Management“	der
Transformation	als	Change	Management.	Als	Unternehmensberaterin
weiß	ich,	wie	wichtig	das	Change	Management	ist	und	setze	mich
dafür	ein.	Wir	müssen	die	Menschen	besser	mitnehmen	und	das
Engagement	für	den	Wandel	in	den	Köpfen	aus	den	Regionen	heraus
fördern.	Gemäß	den	Prinzipien	des	Change	Managements	ist	es
wichtig,	nicht	nur	Prozesse	zu	verändern,	sondern	auch	auf	den
„Wandel	in	den	Köpfen“	abzustellen.	Denn	nur	durch	eine
Veränderung	im	Denken	und	Fühlen	wird	auch	eine	Veränderung	im
Handeln	möglich.

Ernährung	sichern	und	Artenvielfalt	erhalten
	
Wie	passen	hohe	​Erträge	und	der	Schutz	der	Artenvielfalt	zusammen?
Dazu	habe	ich	topagrar	ein	Interview	gegeben	und	war	bei	einer
Diskussion	mit	Praktiker*innen	im	Austausch.	Gemeinsam	haben	wir
versucht,	konkrete	Lösungsansätze	zu	finden	und	Politik	traf	hier	im
besten	Sinne	auf	die	Praxis.	Es	ging	darum,	wie	wir	die	GAP
zukunftsfest	aufstellen	und	bürokratische	Hürden	abbauen,	den
richtigen	Umgang	mit	Glyphosat,	den	Abbau	von	Bürokratie	und	wie
das	Solarpaket	dabei	einen	Fortschritt	darstellt.	Die	gesamte
Diskussion	gibt	es	zum	Nachschauen.

	
Ausstellung	im	Oswald-von-Breuning	Berufskolleg	in	Coesfeld
	
Unsere	Wanderausstellung	„Deutscher	Bundestag“	wurde	Ende
November	im	Oswald-von-Breuning	in	Coesfeld	gezeigt.	„Die
Organisation	hat	reibungslos	funktioniert.	Alle	Zeitfenster	wurden	gut
ausgenutzt“,	resümierte	Dr.	Holger	Jansen	(Foto:	Mitte),	einer	der
beiden	Referenten	der	Bundestagsverwaltung,	die	diese	Ausstellung
begleiteten.	Zudem	lobte	er	„die	intakten	Strukturen	im	ländlichen

https://www.gruene-bundestag.de/termine/die-energiewende-aktiv-gestalten-wie-beteiligung-in-laendlichen-raeumen-gelingen-kann
https://www.topagrar.com/management-und-politik/news/spallek-oekolandbau-ist-die-grundlage-einer-artenreichen-kulturlandschaft-13514239.html
https://www.youtube.com/watch?v=9YeSqHMgzAw&


Raum.“	Als	letzte	Klasse	kam	die	Abiturklasse	„Gesundheit	&	Soziales,
Schwerpunkt	Erziehung“	der	Liebfrauenschule	mit	der	Lehrerin
Stefanie	Kiepe	in	den	Genuss	einer	Führung.	Dank	an	dieser	Stelle
nochmal	an	die	gastgebende	Schule,	insbesondere	an	den	Schulleiter
Marc-Andre	Tews	und	den	Lehrer	Andreas	Reuters	(Foto:	rechts).

	
40.000	Euro	Kulturförderung	für	den	Kreis	Soest
	
Wir	gratulieren	recht	herzlich	dem	Kreis	Soest:	Als	eine	von	insgesamt
93	ländlichen	Regionen	wurde	Soest	ausgewählt	für	das
Förderprogramm	„Aller.Land	–	zusammen	gestalten.	Strukturen
stärken“.	Damit	verbunden	sind	40.000	€	Förderung	für
Kulturnetzwerke,	regionenübergreifende	Festivals	und	Bürgerräte	für
Kultur,	regionale	Kulturkonferenzen	oder	Kulturbüros.	Ziel	ist	es,	mit
kulturellen,	künstlerischen	und	kreativen	Vorhaben	das
Zusammenleben	in	ländlichen	Räumen	zu	fördern	und	durch
Bürgerbeteiligung	die	Demokratie	vor	Ort	zu	stärken.		„Aller.Land	–
zusammen	gestalten.	Strukturen	stärken.“	wurde	im	Mai	2023
gestartet.	Der	Bund	stellt	dafür	von	2023	bis	2030	insgesamt	69,4
Millionen	Euro	aus	dem	Bundesprogramm	Ländliche	Entwicklung	und
Regionale	Wertschöpfung	(BULE+	sowie	aus	Mitteln	der	bpb	zur
Verfügung.	Die	ausgewählten	Regionen	beteiligen	sich	ab	2025	mit
einer	Kofinanzierung	von	5,9	Millionen	Euro.
	
Förderung	von	Ernährungspolitik	in	Kommunen
	
Ein	weitere	spannende	Förderung	wird	Ende	Januar	2024
veröffentlicht:	Die	Bosch	Sitftung	richtet	sich	mit	dem	Programm
„Zukunft	aufgetischt!	Ernährung	gemeinsam	gestalten“	an	Kommunen
mit	bis	zu	50.000	Einwohner:innen	und	stellt	dazu	insgesamt	1,2	Mio.
Euro	bereit.	Die	geförderten	Projekte	sollen	den	Diskurs	zum	Thema
klimagerechte	Ernährung	befördern,	kommunale
Handlungsspielräume	optimieren	und	Projekte	mit	Modellwirkung
umsetzen.
	
Herzlich	Eure

Termine
	
12.	Januar	2024	ab	18:
Sprich	mit	Spallek:	Austausch	im	Wahlkreisbüro	Dülmen	



Gemeinsame	Einladung	mit	dem	Dülmener	Ortsverband	
Coesfelder	Straße	15
	
19.	Januar	2024	16	bis	17	Uhr:
Von	Tofuwurst	bis	Hafermilch:	Wie	der	Veggie-Trend	zur
Chance	für	die	Landwirtschaft	wird
Paneldiskussion	moderiert	von	Zoe	Mayer	und	Anne	Monika	Spallek	
Teil	des	hybriden	Fachgesprächs	der	Grünen	Bundestagsfraktion	von
14	bis	17	Uhr:	Ernährung	sichern	–	agrarökologisch,	pflanzenbasiert,
regional
	
24.	Januar	2024,	14:30	-	16:00	Uhr:
17.	Zukunftsforum:	LAND.SCHÖPFT.WERT.	–	Starke
ländlichen	Regionen
Anmeldung	zur	Präsenzveranstaltung	ab	sofort	möglich
Block	A	-	Rahmenbedingungen	für	regionale	Wertschöpfung
	

Dr.	Anne	Monika	Spallek
Platz	der	Republik	1,	11011,	Berlin

anne-monika.spallek.ma03@bundestag.de
Sie	haben	die	E-Mail	erhalten,	weil	Sie	sich	für	den	Newsletter	angemeldet

haben.
Abbestellen
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